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MELDUNGEN

Berlin – Mit satten 95 Prozent hat
die Bundesversammmlung des
Bundes der Vertriebenen am ver-
gangenen Sonnabend
Erika Steinbach als BdV-Präsiden-
tin wiedergewählt. Die 170 Dele-

gierten würdig-
ten damit den ge-
schickten Einsatz
der CDU-
Bundestagsabge-
ordneten für ein
Zentrum gegen
Vertreibungen in
Berlin. „Gewiss
war dieses Er-

gebnis auch ein Zeichen der Soli-
darisierung nach den Anfeindun-
gen, denen Frau Steinbach ausge-
setzt war“, erklärte der Sprecher
der Landsmannschaft Ostpreu-
ßen, Wilhelm v. Gottberg, gegenü-
ber der PAZ. Er selbst wurde als
einer der sechs Vizepräsidenten
des BdV wiedergewählt – eben-
falls mit exzellentem Ergebnis
(Bericht S. 13). PAZ

Die Schulden-Uhr:

Rekord bei
Sozialhilfe

Menschen, die ohne Arbeit
sind, aber noch arbeiten

können, bekommen im ersten
Jahr der Arbeitslosigkeit Ar-
beitslosengeld, danach Hartz
IV. Menschen, die aber nicht in
der Lage sind, Arbeit aufzu-
nehmen, da sie zu krank, be-
hindert oder zu alt sind, erhal-
ten Sozialhilfe. 57 Prozent der
2009 insgesamt gezahlten 21
Milliarden Euro (knapp sechs
Prozent mehr als 2008) wur-
den für die Eingliederungshil-
fe von Behinderten ausgege-
ben. Rund ein Fünftel der Ge-
samtausgaben wurde für die
Grundsicherung, zumeist für
Senioren, bei denen die Rente
zu niedrig für den grundlegen-
den Lebensunterhalt ist, be-
zahlt. In den drei Stadtstaaten
Berlin, Hamburg und Bremen
wurde besonders viel Sozial-
hilfe ausgezahlt. Bel
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Rechtsstaat darf Opfer nicht alleinlassen
Symposium zu Eigentumsrecht und Wiedergutmachung mit Experten aus Polen und Tschechien

Eine außergewöhnliche Fachta-
gung zum Problemkreis „Eigen-
tumsrecht und Enteignungsun-
recht“ hat die Studiengruppe für
Politik und Völkerrecht in Bad
Pyrmont durchgeführt. Hochran-
gige Staats- und Völkerrechtler
aus dem In- und Ausland erörter-
ten den Stand der Wiedergutma-
chung des Vertreibungsunrechts.

Während die Politik die Eigen-
tumsfrage der Vertriebenen gerne
für erledigt erklärt, gibt es doch
gewisse Fortschritte: Eine Reihe
von Staaten in Ostmittel- und Ost-
europa hat durch entsprechende
Gesetze und Gerichtsurteile mu-
tig diese Unrechtsfolge der Ver-
treibung angepackt, auch das all-
gemeine Völkerrecht macht Fort-
schritte und verbessert die Lage
von Vertriebenen.

Eine hochrangig besetzte Fach-
tagung von Staats- und Völker-
rechtlern mit Vertretern aus Polen
und der Tschechischen Republik
hat Anfang dieser Woche auf ei-
nem zweitägigen Symposium den
Stand dieser Anstrengungen
untersucht. Das Seminar fand in
Zusammenarbeit mit der Kultur-
stiftung der deutschen Vertriebe-
nen und der Landsmannschaft
Ostpreußen statt. Die Preußische
Allgemeine Zeitung dokumentiert
nachfolgend in Auszügen die Ein-
führungsworte von Prof. Hans-
Detlef Horn (Marburg). Eine Be-
richterstattung über die Tagungs-
ergebnisse soll folgen.

„Will das Recht auf Dauer seine
sozialen Funktionen erfüllen, ver-
lässlichen Frieden zu stiften und
gerechte Ordnung zu schaffen,
muss es auf dem Weg in die Zu-
kunft die Fragen aus der Vergan-
genheit mitnehmen. Der An-
spruch ist unentrinnbar. Nichts
kann einfach von vorne beginnen,
alles muss anknüpfen an das, was
war. Auch und gerade das Recht ...
Für den demokratischen Rechts-
staat gilt das Verbot des Verges-
sens, wo vergangenes Unrecht zu-
künftiges Recht beeinträchtigen
kann ... Das Wort, das die Aufgabe
bezeichnet, ist etwas sperrig. Es
geht um ,Vergangenheitsbewälti-
gung‘.

Unter diesem Stichwort widmet
sich unsere Tagung nun zum drit-
ten Mal in Folge der rechtsstaat-
lichen Aufarbeitung der Folgen
des nach dem Zweiten Weltkrieg
geschehenen Vertreibungs- und
Vermögensunrechts ... 

Von Anfang an war es das An-
liegen der Studiengruppe für Poli-
tik und Völkerrecht, das Thema
nicht nur aus nationaler, deut-
scher Sicht aufzunehmen, son-
dern die Bewältigung der Vertrei-
bungs- und Enteignungsakte als
das zu begreifen, was es auch ist:

ein bilaterales und multinationa-
les Thema ... Dementsprechend
wirkten in der Vergangenheit im-
mer auch ausländische Wissen-
schaftler aus Mittel-, Südost- und
Osteuropa mit, und auch dieses
Mal freue ich mich, dass wir zwei
hervorragende Staats- und Völ-
kerrechtler aus Polen und Tsche-
chien gewinnen konnten.

Das Wort von der Vergangen-
heitsbewältigung ist für viele nach
wie vor ein Reizwort, jedenfalls
dort, wo es um die Folgenbeseiti-
gung des Vertreibungsunrechts
geht. Es verweist mehr auf Uner-
fülltes, eben Unbewältigtes, denn
auf Abgearbeite-
tes und einen er-
reichten Zustand
der Befriedung ...
65 Jahre nach
dem Ende des
Zweiten Welt-
kriegs ist eine all-
seitig akzeptierte Wiedergutma-
chung immer noch nicht zur Gän-
ze gelungen. Wiedergutmachung
begnügt sich nicht mit jenen – not-
wendigen – Anstrengungen der
staatlichen Erinnerungskultur, die
das geschehene Unrecht dem Pro-
zess des Vergessens entwinden ...
wollen. Wiedergutmachung ver-
langt mehr: Es muss auch etwas
getan werden. Wo staatliches Un-
recht wütete, kann und darf der
Rechtsstaat die Opfer und ihre An-
gehörigen mit den Folgen nicht al-
lein lassen. Schon gar nicht mit
dem zynischen Hinweis, wie der
Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte, dass das Widerfahre-
ne ein in der Vergangenheit abge-
schlossener Vorgang sei und dem-
zufolge gar keine Folgen aufweise,
die in der Gegenwart (rechts-)er-
heblich seien. 

Das Bundesverfassungsgericht
hat die Pflicht zu Wiedergutma-
chungsleistungen aus dem Sozial-
staatsprinzip hergeleitet. Eine ef-
fektive, gerechte und nicht-diskri-
minierende Wiedergutmachungs-
politik, ob nun im Wege der Natu-
ralrestitution konfiszierter Güter,
angemessener Entschädigung
oder personenrechtlicher Rehabi-
litierung, ist ein maßgebliches
Kriterium eines rechtsstaatlichen
demokratischen Gemeinwesens.
Der Anspruch richtet sich zuvör-
derst an Regierung und Gesetzge-
ber, im Rahmen der Gesetze
ebenso an Verwaltung und Ge-

richte. Auf die Zurechnung der
Unrechtstaten kommt es dabei
nicht an. Der demokratische
Rechtsstaat kann sich gegenüber
seinen Bürgern nicht darauf zu-
rückziehen, dass nicht er, sondern
eine fremde Staatsmacht der Tä-
ter gewesen war. Auch das Völ-
kerrecht kennt mittlerweile die
Verantwortlichkeit eines jeden
Staates, schwerwiegende Rechts-
verletzungen nicht nur nicht an-
zuerkennen, sondern aktiv für die
Beendigung und Beseitigung der
durch sie entstandenen Zustände
zu sorgen.

Auch unser drittes Symposion
will hier ansetzen und nachha-
ken, damit sowohl Analysen als
auch Beiträge zur Vergangen-
heitsbewältigung leisten. Konkre-
ter Hintergrund sind die neueren
Entwicklungen in Politik und

Rechtsprechung. Hier zeigen sich
manche positiven Ansätze eines
stärker gewordenen Rechtsbe-
wusstseins, aber ebenso weiter-
hin beharrliche Defizite. Schwie-
rigkeiten und Unzulänglichkeiten
bei der Wiedergutmachung der
vertreibungsbedingten Unrechts-
folgen, insbesondere der erlitte-
nen Eigentumsverluste, sind nach
wie vor unverkennbar.

Gewiss, die Restitution von Ei-
gentum oder auch nur die Lei-
stung von Entschädigungszahlun-
gen an die früher Berechtigten
oder ihre Rechtsnachfolger stößt
auf komplexe Gerechtigkeitspro-

bleme, auf admi-
nistrative Hinder-
nisse, auf handfe-
ste fiskalische
I n t e r e s s e n
und/oder auf po-
litisch-emotiona-
le Ressentiments,

im innerstaatlichen Raum ebenso
wie im bi- und internationalen
Verhältnis. Worum es aber gehen
muss, das ist, das Thema seiner
politischen Manipulierung und
Instrumentalisierung, vor allem
aber seiner Tabuisierung zu ent-
reißen und den Diskurs über die
Gerechtigkeit der Vergangenheits-
bewältigung offen und national
wie grenzüberschreitend im Ein-
klang zu halten mit den funda-
mentalen Prinzipien von Recht,
Freiheit und Eigentum, auf die un-
ser Beieinanderleben in Gegen-
wart und Zukunft gegründet ist. 

In diesem Sinne wird Herr Prof.
Dr. Depenheuer uns zunächst den
Rahmen ausleuchten, in dem der
Umgang mit ,altem Eigentum‘ aus
staatsphilosophischer und eigen-
tumsgrundrechtlicher Warte
steht: zwischen Vergessen, Erin-

nern und Wiedergutmachung.
Herr Privatdozent Dr. Folz befragt
sodann die von der International
Law Commission zusammenge-
faßten Völkerrechtsregeln zur all-
gemeinen Staatenverantwortlich-
keit, ob und inwieweit sie als
Rechtsquelle für eine effektive
und nicht-diskriminierende Resti-
tutions- und Rehabilitierungspoli-
tik zu begreifen sind. 

Steht schon dabei auch die Fol-
genbewältigung der sogenannten
Boden- und Industriereform in der
SBZ der Jahre 1945 bis 1949 im
Hintergrund der Reflexion, so
schärft sich der prüfende Blick im
Folgenden. Herr Rechtsanwalt und
Notar Wendenburg setzt sich mit
der Behandlung von Eigentumsre-
stitutionsansprüchen in Gesetzge-
bung und Rechtsprechung ausein-
ander und begutachtet die Ent-
wicklung der Kompensationsre-
geln zum begünstigten Flächener-
werb. Herr Ministerialrat Dr. Ro-
denbach gibt vor allem einige
Hintergrundinformationen aus der
Vollzugspraxis im Rückgabe-, Ent-
schädigungs- und Ausgleichslei-
stungsrecht, bevor Herr Rechtsan-
walt Dr. Wasmuth unter Anfüh-
rung historischen Aktenmaterials
darlegt, dass die Vertreibungs-
und Konfiskationsmaßnahmen auf
besatzungsrechtlicher bzw. besat-
zungshoheitlicher Grundlage ent-
gegen der undifferenzierten Wür-
digung in der Rechtsprechung ex-
pliziten Strafcharakter hatten und
daher rehabilitierungsrechtlich
auch dementsprechend behandelt
werden müssten. 

Schließlich geht es um den Stand
und die Perspektiven der staat-
lichen Wiedergutmachungspoliti-
ken in Tschechien und Polen.
Nachdem in Folge der EU-Beitritte
der beiden Nachbarländer auch für
die nach 1945 aus dem Sudeten-
land und den Gebieten östlich der
Oder-Neiße-Linie vertriebenen
Deutschen wieder die Freiheit be-
steht, sich in der alten Heimat
niederzulassen und dort einer
wirtschaftlichen Betätigung nach-
zugehen, – eine Freiheit, die, ob-
gleich unionsrechtliche Selbstver-
ständlichkeit, durchaus auch als
Korrektur perpetuierter Unrechts-
lagen begriffen werden kann – ist
eine diskriminierungsfreie, die al-
ten Staatsdekrete überwindende
Regelung von Eigentumsrestitution
oder Enteignungsentschädigung
das einzige noch verbliebene Pro-
blemfeld. Zur Lage und Haltung in
Tschechien berichtet Herr Prof. Dr.
Filip aus Brünn, über den Stand
und die Standpunkte in Polen refe-
riert Herr Prof. Dr. Wróbel, Richter
am Obersten Gericht in Warschau.

(Hervorhebungen durch die Re-
aktion der PAZ.)

Das »Zentrum«
nimmt Form an

Berlin − Der Stiftungsrat der Stif-
tung „Flucht, Vertreibung, Versöh-
nung“ hat am Montag einstimmig
die „Eckpunkte“ für die Dauer-
ausstellung des geplanten Zen-
trums gegen Vertreibungen be-
schlossen. Das von Professor
Manfred Kittel ausgearbeitete, 28
Seiten starke Konzept ist die
Grundlage des Zentrums, das
2013/14 am ehemaligen Anhalter
Bahnhof eröffnet werden soll. Die
Sitzung leitete Kulturstaatsmini-
ster Bernd Neumann (CDU). An-
wesend waren alle Mitglieder an-
wesend außer den Vertretern des
Zentralrats der Juden. Dessen Vi-
zechef Salomon Korn bekräftigte
das vorläufige Nein des Zentral-
rats zur Zusammenarbeit im Stif-
tungsrat. Eine ausführliche Be-
richterstattung soll folgen. K. B.

Halb Europa ist von Deutschland enttäuscht
Fauler Kompromiss mit Paris schlägt weiter hohe Wellen – Zuletzt auch Kritik innerhalb der CDU

Der angekündigte Stabilitäts-
hammer drohe zum harm-
losen Wattestäbchen zu

werden, kritisierte der Präsident
des CDU-Wirtschaftsrates Kurt
Lauk die EU-Pläne zur Reform des
Euro-Stabilitätspaktes. Mit wei-
chen Strafen gebe es keinen harten
Euro, so Lauk. Und er ist nur einer
von vielen, dem der deutsch-fran-
zösische Kompromiss missfällt. 

Vor allen in nördlichen EU-
Staaten, den Niederlanden, Öster-
reich und Luxemburg sowie bei
der Europäischen Zentralbank
reagierte man ablehnend auf den
Umstand, dass Frankreich und
Deutschland allein wesentliche
Entscheidungen vorwegzuneh-
men beabsichtigen und Berlin
dem Drängen aus Paris nachgab.

So verärgerte der deutsche Ver-
zicht auf automatische Sanktio-
nen gegen Defizitsünder jene
Länder, die einen stabilen Euro
wünschen. Die angedachte sechs-
monatige Gnadenfrist für Schul-
denländer, bevor Sanktionen an-
gedacht werden, zeuge zudem
von wenig Durchsetzungskraft.
Und die Tatsache, dass Sanktio-
nen dann weiterhin mit qualifi-
zierter Mehrheit im EU-Minister-
rat beschlossen werden müssen,
würde diese absolut unwahr-
scheinlich machen. Bislang habe
die EU-Kommission 22 Mal ein
Defizitverfahren eingeleitet, aber
„nie wurden Sanktionen ver-
hängt“, klagte auch der deutsche
Außenminister Guido Westerwel-
le (FDP), bevor er dann wenige

Tage später beim Gipfeltreffen der
EU-Außenminister in Luxemburg
Merkels Linie vertrat.

Die Kanzlerin glaubt, mit dem
Hinweis, dass Deutschland sich

überlege, nicht länger als bis 2013
für seinen Anteil am Euro-Ret-
tungsschirm zu haften, genügend
Druck für eine Änderung des EU-
Vertrages erzeugen zu können.
Diese Änderung solle dann wirk-
lich eine Verschärfung des Stabili-
täspaktes enthalten inklusive Ent-

zug des Stimmrechts für unbelehr-
bare Defizitsünder. Doch dies er-
zeugte nun Widerspruch gerade
bei jenen Ländern, die durchaus
härtere Maßnahmen wünschen.
Ein Entzug des Stimmrechtes sei
entwürdigend, und außerdem sei
eine Änderung der EU-Verträge
einfach nicht realistisch. Das dürfte
auch der Grund sein, warum der
französische Präsident Nicolas
Sarkozy Merkels Plan zur Ver-
schärfung der Stabilitätsregeln in
den EU-Verträgen befürwortet,
schließlich hat er diese damit in ei-
ne ferne Zukunft verschoben. Der
EU-Vertrag muss nämlich einstim-
mig geändert werden, alle 27 Mit-
gliedsländer müssen diese Ände-
rungen ihren Parlamenten zur Ab-
stimmung vorlegen, und in Irland

muss sogar ein Referendum dafür
durchgeführt werden. So etwas
dauert ewig, eine Einstimmigkeit
ist äußerst unwahrscheinlich, und
außerdem wollen die meisten EU-
Regierungschefs eine nationale De-
batte über den in der Bevölkerung
ungeliebten EU-Vertrag vermeiden.

Zudem wird demnächst sowieso
noch oft genug über die EU disku-
tiert werden. Schließlich fordert
die EU-Kommission im Rahmen
der aktuellen EU-Haushaltsdebat-
te das Recht, eine eigene Steuer zu
erheben, und will bald Vorschläge
über Art und Umfang vorlegen.
Deutschland ist derzeit noch strikt
dagegen, allerdings dürfte das
Brüssel nicht schrecken, schließ-
lich hat Berlin allein in diesem
Jahr mehrfach nachgegeben. Bel

Strengere Regeln für
die Stabilität des Euros

wurden verschoben

Dieser Ausgabe liegt ein
Prospekt von  „Kirche in

Not e.V.“ bei
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»Das Völkerrecht kennt die Verantwortlichkeit
eines jeden Staates, aktiv für die Beseitigung

von Unrechtszuständen zu sorgen«
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Große Mehrheit
für Steinbach
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Die ostdeutsche Eigentumsfrage ist offen
Klare Rechtslage, begrenzte Durchsetzungsmöglichkeiten: Das Symposium zum Enteignungsunrecht in Bad Pyrmont (Teil I)

Ende Oktober fand in Bad Pyr-
mont eine außergewöhnliche
staats- und völkerrechtliche Fach-
tagung zum Thema „Eigentums-
recht und Enteignungsunrecht“
statt. Wie bereits berichtet, haben
sich die insgesamt neun Experten,
darunter Vertreter aus Polen und
der Tschechischen Republik, damit
einem wichtigen Aspekt der Ver-
treibung der Deutschen gewidmet.
Auch die SBZ-Enteignungen waren
Gegenstand dieser Tagung.

Es war das dritte Symposium
der Kulturstiftung der deutschen
Vertriebenen mit der Studien-
gruppe für Politik und Völker-
recht zu diesem Thema. Die
hochkarätigen Referenten analy-
sierten die neueren Entwicklun-
gen in Politik, Gesetzgebung und
Rechtsprechung auf nationaler
und europäischer Ebene zu die-
sem Themenkreis, trugen grund-
legende Feststellungen vor und
machten richtungsweisende Vor-
schläge. Wir dokumentieren
wichtige Ergebnisse.

Am ersten Tag untersuchten
Professor Otto Depenheuer (Köln)
und Dr. Hans-Peter Folz (Augs-
burg) zunächst die grundsätz-
lichen Rahmenbedingungen bzw.
Rechtsquellen für den Umgang
mit Eigentumsrecht und Enteig-
nungsunrecht im Hinblick auf die
Wiedergutmachung der Eigen-
tumskonfiskationen am Ende des
Zweiten Weltkrieges und in der
Nachkriegszeit. Konkret analysier-
te dann Rechtsanwalt Albrecht
Wendenburg aus Celle die Proble-
me in den richtungsweisenden
Verfahren sogenannter Alteigen-
tümer zur Wiedergutmachung der
kommunistischen Konfiskationen
in der SBZ bzw. DDR. Auch am
zweiten Veranstaltungstag wurde
in den ersten beiden Referaten
(Ministerialrat Dr. Hermann Ro-
denbach, Berlin, und Rechtsanwalt
Dr. Johannes Wasmuth, München)
die Wiedergutmachung der Folgen
des kommunistischen Vertrei-
bungs- und Enteignungsunrechts
in der SBZ und der ehemaligen
DDR in den Blick genommen.
Schließlich wurde mit den Refera-
ten von Prof. Dr. Jan Filip aus
Brünn und Prof Dr. Andrzej Wró-
bel vom Obersten Gericht in War-
schau der Stand und die Perspek-
tiven der Restitutionspolitiken in

der Tschechischen Republik und
Polen betrachtet.

Die wissenschaftliche Vorberei-
tung und Leitung lag wider bei
Prof. Gilbert H. Gornig und Prof.
Dr. Hans Detlef Horn von der Uni-
versität Marburg. Wie Horn in sei-
ner Einführung betonte, sollte
sich dieses dritte Symposium
nicht nur mit einer Erinnerungs-
kultur begnügen, sondern auch
Impulse geben, Unerledigtes und
Unbewältigtes anzupacken. Wolle
Recht auf Dauer gerecht regeln,
müsse es auch an die Vergangen-
heit anknüpfen; ein demokrati-
scher Staat müsse insofern Ver-
gangenheit bewältigen. Doch zei-
ge die rechtsstaatliche Aufarbei-
tung des Eigentumsverlustes
durch Vertreibung weiterhin un-
verkennbar Defizite. Für die Be-
wältigung dieser Vergangenheit
könne sich der Staat nicht auf feh-
lende Zurechnung berufen. Bei
der Bewältigung komme es nicht
auf die Verantwortlichkeit des
Staates für die Geschehnisse an,
sondern darauf dass er aktiv für
die Beendigung und Beseitigung
des defizitären Zustandes sorgt.

Eigentlich eröffnet wurde die
Fachtagung vom Vorsitzenden der
Kulturstiftung der deutschen Ver-
triebenen, Hans-Günther
Parplies. Er bedauerte, dass es für
diese Tagung, deren Hintergrund
massive Menschenrechtsverlet-
zungen sind, keine Zuschüsse aus
öffentlichen Kassen gab. Dem
Bundesvorstand der Landsmann-
schaft Ostpreußen gebühre des-
halb großer Dank, die Fachtagung
dennoch ermöglicht zu haben. In
seiner Begrüßung erinnerte er an
die Gedenkveranstaltungen im
Herbst diesen Jahres zum 60. Jah-
restag der Charta der deutschen
Heimatvertriebenen. Den Vertrie-
benen habe es weh getan, wenn
vom ungetrübten Erfolg gespro-
chen wurde. „Es gibt noch wichti-
ge ungelöste Probleme. Zum Hei-
matrecht ist erschreckend wenig
gesagt worden.“ Dazu gehöre
auch die ungelöste Eigentumsfra-
ge und das Enteignungsunrecht.

Für den verhinderten Sprecher
der Landsmannschaft Ostpreußen
begrüßte der stellvertretende
Sprecher Dr. Wolfgang Thüne die

Teilnehmer. Er wies darauf hin,
dass das ungelöste Thema der
Landsmannschaft Ostpreußen am
Herzen liege im Gegensatz zum
BdV, der es gern ausklammere und
sich insofern dem Zeitgeist anpas-
se. Durch die finanzielle Unter-
stützung dieser staats- und völker-
rechtlichen Fachtagung wolle die
Landsmannschaft Ostpreußen
auch wissenschaftlichen Freiraum
sichern. Das Thema Enteignungs-
unrecht und Eigentumsrecht im
Zuge der Vertreibungen werde po-
litisch totgeschwiegen. Durch wis-
senschaftliche Analyse und Beiträ-
ge zur Vergangenheitsbewältigung
soll das Thema der Tabuisierung
entrissen werden und im freien
wissenschaftlichen Dialog die Ge-
rechtigkeit der Eigentumsordnung
in Europa erörtert werden.

Prof Dr. Otto Depenheuer, Köln,
stellte in seinem Referat „Altes Ei-
gentum’ und Eigentumsgarantie –
zwischen Vergessen, Erinnern und
Wiedergutmachung“ grundsätzli-
che Betrachtungen aus rechtsphi-
losophischer und sozialpolitischer
Sicht an. Bezüglich des Anspru-

ches auf einen rechtsstaatlich ein-
wandfreien Umgang mit dem Pri-
vateigentum sei das Verhältnis
zwischen dem „Alten Eigentum“
und der Eigentumsgarantie mora-
lisch und politisch nicht befriedi-
gend. Die juristischen Schlachten
um die Wiedergutmachung des
Unrechts durch die sogenannte
Boden- und Industriereform in
der SBZ und durch die Konfiska-
tion des deutschen Privateigen-
tums durch Polen und die Tsche-
choslowakei seien aber durch die
abschlägigen Urteile des Bundes-
verfassungsgerichts und des Euro-
päischen Gerichthofs für Men-
schenrechte geschlagen. Justitia
locuta causa finita!

„Die Verbitterung vieler Betrof-
fener aber bleibt, der Glauben an
Recht und Gerechtigkeit ist verlo-
ren gegangen angesichts der Dop-
pelmoral eines Staates, der noch
heute, 20 Jahre nach der Wieder-
vereinigung 350000 Hektar land-
wirtschaftlicher Fläche aus der
sogenannten Bodenreform ent-
schädigungslos sein Eigen nennt.“
Auf Dauer werde sich diese Dop-
pelmoral nach dem Motto „Was

man nicht regelt, gibt
es nicht mehr“ nicht
durchhalten lassen, er-
klärte Depenheuer zu-
versichtlich. Gegenwär-
tig werde man aber mit
dem Unrecht leben
müssen. Aus der Posi-
tion moralischer Stär-
ke könne viel erreicht
werden, wenn der Staat
als Nutznießer fremden
Unrechts sich ein
schlechtes Gewissen
machen müsse. Die
Betroffenen seien gut
beraten, das politische
Umfeld – auch der
Gegner – „mitzuneh-
men“. Zu bedenken sei,
dass Politiker viel Zeit
zur Bewältigung sozial-
psychologischer Blo-
ckaden bräuchten, wie
Sebastian Hafner (und
ähnlich auch Max
Planck) gemeint hätten.

Privatdozent Dr.
Hans-Peter Folz (Augs-
burg) untersuchte, ob
die von der „Internatio-
nal Law Commission“

zusammengestellten Völkerrecht-
regeln zur Staatenverantwortlich-
keit als Rechtsquelle effektiver
Restitutions- und Rehabilitie-
rungspolitik dienen können. Dies-
bezüglich sei aber maßgeblich,
dass diese Normen nur als Recht
zwischen Staaten anwendbar sind.
Kommt es zu einer völkerrecht-
lichen Rechtsverletzung, so hat der
Verursacherstaat zunächst sein
rechtswidriges Verhalten zu been-
den. In einem weiteren Schritt
kann dieser sein Verhalten wieder-
gutmachen, etwa durch Natural-
restitution oder Ersatz des ökono-
mischen Schadens. Problematisch
sei dies bei immateriellen Schäden
wie dem Verlust der Heimat. Hier
sind die Restitutionsmöglichkeiten
eingeschränkt: Neben der einfa-
chen Anerkennung eines Scha-
dens durch den Verursacherstaat
kann dieser den Schaden bedau-
ern oder mittels förmlicher Ent-
schuldigung „beheben“.

Da nur ein Staat völkerrechtsfä-
hig sein könne, stärke das Völker-
recht Individuen nur mittelbar.
Ein Einzelner könne seine An-
sprüche gegen einen Schädiger-
staat nicht selbst einfordern. Die
Regeln der Naturalrestitution fän-
den aber durchaus Anwendung,
etwa bei erbeutetem Kulturgut
oder bei politisch Verfolgten.

Es bestehe trotz des Rechts auf
diplomatischen Schutz faktisch
keine Pflicht eines Staates, Rechte
seiner Bürger beim Schädiger-
staat einzufordern. Vielmehr
komme dem Heimatstaat ein
außenpolitischer Ermessensspiel-
raum zu. Hier wird die Schwäche
des Individuums im Völkerrecht
deutlich erkennbar: Das allgemei-
ne Völkerrecht der Staatenverant-
wortlichkeit ist nur dann effektiv,
wenn der Heimatstaat des Enteig-
neten machtpolitisch in der Lage
ist, seine Rechte durchzusetzen.

Als brisant stufte Folz die Mög-
lichkeit der Verjährung von völ-
kerrechtlichen Ansprüchen ein,
wodurch auch die Rechte von In-
dividuen verlorengehen könnten.
Wenn Staaten wie zum Beispiel
die Bundesrepublik Deutschland
ihr Recht nicht geltend machten,
bestehe die Gefahr einer Verwir-
kung der Ansprüche durch Ver-
jährung.

Die Dokumentation über diese
Tagung wird fortgesetzt.
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Die Rechtslage in Polen ist heute »zu«
Prof. Wróbel: Chance auf Restitution nur für Aussiedler mit polnischem Pass – Die Lage könnte sich auch wieder ändern

Die Preußische Allgemeine Zei-
tung setzt hiermit die Dokumen-
tation über die internationale
staats- und völkerrechtliche Fach-
tagung zum Eigentumsrecht und
Enteignungsunrecht Ende Okt-
ober 2010 im Ostheim in Bad Pyr-
mont fort (Schlussteil II).

Rechtsanwalt Albrecht Wenden-
burg aus Celle, der 1990/91 rich-
tungweisende Verfahren soge-
nannter Alteigentümer in der
ehemaligen DDR als Prozessan-
walt durchführte, wies darauf hin,
dass sich 1990 noch zwei Drittel
der 1945/49 konfiszierten Flä-
chen in Staatsbesitz befanden.

Der Referent schilderte den Ver-
lauf der Verfahren, angefangen
von dem Wunsch der Sowjet-
union, die Gesetzlichkeit der Ent-
eigungsmaßnahmen nicht in Fra-
ge zu stellen bis hin zu
der politischen Entscheidung, die
Enteigungen in der SBZ/DDR bis
1949 nicht zu revidieren, aber im
Übrigen den Grundsatz „Rückga-
be vor Entschädigung“ zu beach-
ten. Letztlich habe dies im Ein-
igungsvertrag dazu geführt, dass
das Restitutionsverbot quasi Ver-
fassungsrang bekommen habe,
nicht aber der Grundsatz „Rük-
kgabe vor Entschädigung“. Wen-
denburg berichtete, dass die Ver-
handlungsführer der DDR sogar
versucht hätten, das umstrittene
Grundvermögen auf Bürger der
untergehenden DDR zu verteilen.

Im Verfahren der Verfassungs-
beschwerde vor dem Bundesver-
fassungsgericht habe der damali-
ge Präsident des Gerichts, Roman
Herzog, der selbst an dem Gesetz-
gebungsverfahren mitgewirkt hat-
te, Druck auf den erkennenden
Senat ausgeübt, so dass eine
denkbar knappe Entscheidung
mit der Stimme des Präsidenten
gegen die beschwerdeführenden
Enteigungsopfer getroffen worden
sei. Im Verfahren selbst waren
von den beteiligten Staatssekretä-
ren Klaus Kinkel (FDP) und Dieter
Kastrup (SPD) „außenpolitische
Zwänge“ gegen die Rückgabe von
Eigentum behauptet worden, wo-
hingegen die Sowjetunion klarge-
stellt hatte, dass ein Rückgabever-
bot keineswegs Voraussetzung für
eine Zustimmung zur staatlichen
Einigung gewesen sei. Strafanzei-
gen wegen der im Raum stehen-

den Aussagedelikte von Kinkel
und Kastrup seien von der zu-
ständigen Generalstaatsanwalt-
schaft nicht angenommen worden
mit der Begründung, es habe sich
nicht um Zeugenaussagen gehan-
delt. Nach Ablauf der strafrecht-
lichen Verfolgungsfrist sei dann
aber vom Bundesverfassungsge-
richt im Kostenverfahren doch
entschieden worden, dass es sich
um eine Beweisaufnahme, mithin
bei den Aussagen der Staatssekre-
täre doch um Zeugenaussagen ge-
handelt habe.

Es gebe noch mehr Ungereimt-
heiten. So wurde in späteren Ent-
scheidungen des Verfassungsge-
richts die Auffassung vertreten,
dass die Bundesregierung die
Rechtslage hinsichtlich des be-
haupteten Rückgabeverbotes wie
vorgetragen einschätzen durfte,
auch wenn diese Einschätzung
sich als unzutreffend erwiesen
habe. Abschließend ging Wenden-
burg noch auf die nun mit Ein-
schränkungen geschaffene Mög-
lichkeit des begünstigten Eigen-
tumserwerbs für Alteigentümer
ein. Fast alle Rückübereignungs-
und Entschädigungsverfahren
dauerten unvertretbar lange. Dies
eröffne die Möglichkeit der Gel-
tendmachung von Schadenersatz-
ansprüchen aus dem Gesichts-
punkt der Amtshaftung.

Ministerialrat Dr. Hermann Jo-
sef Rodenbach, Berlin, war ver-
hindert, doch sein Referat zum
Entstehungsprozess und der
praktischen Anwendung des Aus-
gleichsleistungs- und Entschädi-
gungsgesetzes (EALG) und des
NS-Verfolgten-Entschädigungsge-
setzes (NS-VEntschG) lag schrift-
lich vor. Prof. Hans-Detlef Horn
zitierte ausführlich daraus.

Danach sind die Entschädi-
gungsfragen in einem Amtser-
mittlungsverfahren also in einem
öffentlich-rechtlichen Verwal-
tungsverfahren zu klären. Dies ist
Sache der Ämter zur Regelung
der offenen Vermögensfragender
in den neuen Bundesländern. Die
Entschädigungsverfahren seien
zunächst sehr langsam angelau-
fen. Nach gegenwärtiger Einschät-
zung werden die Entschädigungs-
und Ausgleichsleistungen nach
dem EALG zwischen 2011 und
2015 mit einer ersten Beschei-

dung erledigt sein. Dagegen wür-
den die Verfahren nach dem NS-
VEntschG beim Bundesamt für
zentrale Dienste und offene Ver-
mögensfragen erst 2018 erledigt
sein.

Rechtsanwalt Dr. Johannes Was-
muth aus München referierte
ebenfalls über das kommunisti-
sche Vertreibungs- und Enteig-
nungsunrecht in der SBZ und
DDR und analysierte dabei dessen
deliktischen Charakter.

Wasmuth zeigte detailliert auf,
dass es bei der Entnazifizierung
beziehungsweise der Bodenre-
form in der SBZ und DDR von
vorneherein nicht um eine bloße
Enteignung zwecks gerechterer
Verteilung von Privateigentum
ging, sondern dass das Vorgehen
vor allem auch Strafcharakter hat-
te. Großgrundbesitzer galten

ebenso wie Inhaber großer Indu-
strieunternehmen grundsätzlich
als Klassenfeinde beziehungs-
weise Kriegsverbrecher. Ihnen
widerfuhr schwerstes Unrecht,
das mit äußerster Brutalität aus-
geführt wurde. Die Beschuldigten
wurden in drei Typen eingeteilt:
Naziverbrecher, Naziaktivist oder
Kriegsinteressent. Hierfür wurde
unter Ausschluss der Öffentlich-
keit und ohne Beteiligung oder
Verteidigungsmöglichkeiten des
Betroffenen in Kommissionen der
entsprechende Schuldvorwurf
„festgestellt“. Die Verfahren wur-
den oft durch Denunzianten ein-
geleitet. Dem Schuldvorwurf folg-
ten neben dem Eigentumsentzug
Sanktionen wie Zuchthaus, Ge-
fängnis oder die Hinrichtung.

Die Bodenreform wurde in
gleicher Weise repressiv durchge-
führt, hatte also Verfolgungschar-
akter und war primär eine geziel-
te Massenvertreibung. Die Be-
hauptung, es gehe vorrangig um
eine gerechtere Eigentumsvertei-
lung, sei ein Vorwand gewesen.

Bei der juristischen Aufarbei-
tung dieses Unrechtes nach 1990
habe die bundesdeutsche Justiz

diesen politischen Verfolgungs-
aspekt nicht erkannt und die Bo-
denreform primär als vertretbare
Enteignung angesehen, dies gelte
auch für das Bundesverwaltungs-
gericht. Wasmuth äußerte die
Auffassung, dass auch dem Ver-
fassungsgericht Anfang der 90er
Jahre der primäre Strafzweck der
Enteignungen zwischen 1945 und
1949 und der Verfolgungszweck
der Bodenreform schlicht unbe-
kannt gewesen sei. Insbesondere
seien dem Gericht die den Enteig-
nungen vorausgegangenen Ver-
fahren von Kommissionen, in de-
nen ohne Öffentlichkeit und in
Abwesenheit ein Schuldvorwurf
gegen die Betroffenen festgestellt
wurde, nicht bekannt gewesen. In
Unkenntnis dessen hätten die Ge-
richte nur die bloße Konfiskation
gesehen statt Rehabilitierungs-
recht anzuwenden.

Zur Lage in der Tschechischen
Republik schilderte Professor Dr.
Jan Filip aus Brünn anhand von
Verfassungsgesetzen den Stand,
die Schranken und die Perspekti-
ven der tschechischen Restitu-
tionspolitik. Mit Blick auf die
wechselvolle Geschichte Böh-
mens zeigte er auf, wie der Lauf
dieser Geschichte immer wieder
auch durch Veränderungen der
Eigentums- und Staatsangehörig-
keitsverhältnisse gekennzeichnet
war. Er griff dabei bis zur Schlacht
am Weißen Berge im Jahre 1620
zurück, als der protestantische
böhmische Adel enteignet wurde,
und vertrat die Ansicht, dass von
den letzten 400 Jahren der böh-
mischen Länder nur 43 Jahre als
Zeit in Freiheit anzusehen sei.
(Gemeint waren offenbar die Jah-
re 1918 bis 1938, 1945 bis 1948
sowie 1990 bis heute.)

Um darzulegen, welche Proble-
me sich im Jahre 1989 der Aufar-
beitung der Eigentums- und
Staatsangehörigkeitsverhältnisse
stellten, verwies er auf die kom-
plexen Zusammenhänge mit den
Stichjahren 1920, 1938, 1939,
1945, 1948 und 1968. Mit Blick

auf die Benesch-Dekrete erläuter-
te er die verfassungsrechtlichen
Bestimmungen, wonach das Ver-
fassungsgericht jede Bestimmung
auf ihre Rechtmäßigkeit und Ver-
fassungsmäßigkeit zu prüfen hat,
solange die Vorschrift noch in
Kraft und noch nicht aufgehoben
ist. Vor diesem Hintergrund habe
das Verfassungsgericht zum De-
kret 108 die Auffassung vertreten,
dass dieses keine rechtliche Wir-
kung und Funktion mehr habe –
also obsolet sei – und deshalb
nicht überprüft werden müsse.
Dies sei insofern bemerkenswert,
da Bestimmungen zwar noch for-
mal gelten können, aber nicht an-
gewandt werden. Professor Filip
stellte sich bereitwillig allen kriti-
schen Fragen auch zum letztge-
nannten Problemkreis. Er gestand
ein, dass die Rechtslage nicht für
alle Seiten voll befriedigend sei
und nahm Bezug auf das Bibel-
wort, wonach es wahre Gerechtig-
keit nur bei Gott gebe.

Dass es gelungen war, neben
Prof. Filip aus der Tschechischen
Republik auch Prof. Dr. Andrzej
Wróbel, Richter am Obersten Ge-
richt in Warschau, als Referenten
zu gewinnen, ist gewiss ein be-
sonderer Erfolg der Organisato-
ren der Tagung. Allerdings zeigte
das Referat von Prof. Wróbel er-
wartungsgemäß keine Perspektive
für eine – und sei es auch nur teil-
weise – Wiedergutmachung für
durch Polen enteignetes deut-
sches Vermögen auf. Der Referent
betonte, dass er sich nur juri-
stisch, nicht politisch zu diesem
Thema äußern könne. Er stellte
klar, dass es in Polen nach wie vor
keine Restitutionsgesetzgebung
gebe mit Ausnahme bestimmter
Regelungen über die Rückgabe
von Vermögen der Kirchen und
Religionsgemeinschaften.

Aus der Sicht des Völkerrechts,
so Wróbel, sei Wiedergutmachung
von Enteignungen primär durch
Restitution, aber auch durch
Schadenersatz und Genugtuung
möglich. Gegen eine Restitution
im deutsch-polnischen Verhältnis
spreche, dass die Folgen der Re-
stitution nicht gegen innerstaatli-
ches Recht verstoßen dürften.

Polnische Gerichte seien un-
mittelbar an die Europäische
Menschenrechtskonvent ion

(EMRK) gebunden, entgegenste-
hendes polnisches Recht sei nicht
anzuwenden. In ständiger Recht-
sprechung vertrete der EMGH in
Fragen von Eigentumsentzug, Re-
stitution und Entschädigung fünf
bis sechs Grundsätze. Zu diesen
Grundsätzen gehöre, dass die
Entziehung von Eigentum bzw. ei-
nes dinglichen Rechts eine ein-
malige, keine fortdauernde Hand-
lung sei, wenn auch die Folgen bis
heute andauerten. Ein Eingriff
von 1945 könne nach dieser
Rechtsprechung nicht gegen die
erst später in Kraft getretene bzw.
für Polen verbindlich gewordene
EMRK und die Zusatzprotokolle
verstoßen haben. Ein anderer
Grundsatz laute, dass Fragen der
Vermögensrückgabe dem staat-
lichen Ermessen unterlägen.

Restitutionsansprüche der Ver-
triebenen nach polnischem Recht
seien nach Darstellung des Refe-
renten nicht ersichtlich, „die
Rechtslage ist zu“. Daran seien
polnische Gerichte gebunden.
Wróbel räumte aber ein, dass sich
die Lage eines Tages auch wieder
ändern könne. Die für Warschau
heikle jüdische Restitutionsfrage
erwähnte Wróbel nicht.

Optimistischer als Restitutions-
ansprüche der Vertriebenen sieht
Wróbel solche der Aussiedler. Vor
allem werde heute die Geltung
von Artikel 38 des polnischen Ge-
setzes vom 14. 7. 1961 (mit Novel-
le von 1969) angezweifelt. Danach
wurde Aussiedlern rückwirkend
nach dem Gesetz vom 8. März
1946 wie allen anderen Deut-
schen das Vermögen entzogen,
weil sie durch Abgabe ihres Per-
sonalausweises und Erhalt eines
Reisedokumentes ihre ihnen nach
dem Krieg zuerkannte polnische
Staatsangehörigkeit wieder verlo-
ren hätten. Wer die polnische
Staatsangehörigkeit durch ein Be-
kenntnis zur polnischen Nation
erlangt hatte, solle jedenfalls nach
neuerer polnischer Rechtspre-
chung grundsätzlich sein Eigen-
tum wieder zurückbekommen.

Wie zu den beiden vorangegange-
nen Fachtagungen zur Thematik
„Eigentumsrecht und Enteig-
nungsunrecht“ (erschienen bei
Duncker & Humblot, Berlin) soll
auch zu diesem Symposium ein
Tagungsband erscheinen.

Die Enteignungen in der SBZ waren oft von
brutaler Verfolgung begleitet – doch die

bundesdeutsche Justiz interessierte das nicht
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